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(“l`) Der Einschätzung der im ärztlichen Dienst der Abschieb haftanstalt

tätigen Ärzte kommt anders als vom Ausreisepflichtigen selbst vor elegten At-
testen besonderes Gewicht zu, weil sie ständig und im Auftrag der Lä der mit der
Beurteilung der Haftfähigkeit und Reisetauglichkeit der Ausländer n Abschie-
bungshaft befasst sind. Die Schwierigkeiten, denen § 60a Abs. c und 2d
AufenthG begegnen wollen, sind in Bezug auf Atteste der Anstaltsä e nicht zu
erwarten. Bescheinigt der im ärztlichen Dienst der Abschiebungsha einrichtung
tätige Arzt, dass es an der Reisefähigkeit des Betroffenen fehlt, kann dies daher
einen tatsächlichen Anhaltspunkt für das Vorliegen einer lebensbedrohlichen
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oder schwerwiegenden Erkrankung, die sich durch die Abschiebung wesentlich
verschlechtem würde, begründen. In einem solchen Fall kann die V ıwaltungs-
behörde gehalten sein, weitere Ermittlungen zum Gesundheitszustand des Be-
troffenen anzustellen, auch wenn die Bescheinigung die Voraussetzungen des
§ 60a Abs. 2c Satz 2 bis 4 AufenthG nicht erfüllt.
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(2) So liegt es hier. Die Anstaltsärztin hat die Reisefähigkeit der Be-
troffenen für den geplanten Abschiebungstermin verneint, weil die lfortsetzung
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einer erforderlichen Substitutionsbehandlung und Schmerztherapie ım Heimat-
land nicht gesichert sei. Auch wenn dieses Attest die Voraussetzungen des § 60a
Abs. 2c AufenthG nicht erfüllte, begründete es einen tatsächlichen Anhaltspunkt
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dafür, dass der Abschiebung ein aus § 60a Abs. 2 AufenthG in Ver indung mit
Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG folgendes Hindernis entgegenstehen konnte

cc) Das ihm am 23. September 2021 vorgelegte Attest hä e der Haft-
richter nicht unbeachtet lassen dürfen. Zwar war er nach den oben argelegten
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Maßgaben grundsätzlich nicht selbst zur Prüfung verpflichtet, ob d r Abschie-
bung eine etwaig mangelnde Reisefähigkeit der Betroffenen entgegenstand. Un-
ter den besonderen Umständen des vorliegenden Falles bestand aber eine aus
§ 60a Abs. 2 AufenthG in Verbindung mit Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG folgende Auf-

G Fl








